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Zusammenfassung
Es wird der Rechtsrahmen der guten fachlichen Praxis im Pflan-
zenschutz mit den rechtlichen Bezügen dargestellt. Der Zweck
und Inhalt der Veröffentlichung, Grundsätze der guten fachlichen
Praxis im Pflanzenschutz, zeigt, dass die Bekanntmachung der
Grundsätze der geeignete Weg für eine Verhaltenssteuerung bei
der Durchführung von Pflanzenschutzmaßnahmen ist. Eine an-
dere Rechtsverbindlichkeit ist wegen der möglichen Einzelfall-
regelung gem. § 6 Abs. 1 Satz 3 Pflanzenschutzgesetz (PflSchG)
1
nicht erforderlich, es sei denn der europäische Gesetzgeber
macht in seiner beabsichtigten Novellierung der Richtlinie
91/414/EWG
2
erweiterte Vorgaben, die einer Umsetzung in das
nationale Recht bedürfen.
Stichwörter: Grundsatz der guten fachlichen Praxis im Pflan-
zenschutz, Einzelfallregelung, Basisstrategie
Abstract
The legal frame of the good technical practice in plant protection
is shown in context with the legal references. The aim and con-
tents of the publication “Principles of the Good Technical Prac-
tice in Plant Protection’’ shows that the publication of the princi-
ples is the right way for a behaviour management in carrying out
plant protection measures. More legal binding is not necessary
because of the feasible regulation in individual cases acc. to § 6,
par. 1, sentence 3 of the Plant Protection Law (PflSchG) unless
the European legislator extends the requirements in the intended
amendment of the Directive 91/414/EC which needs implemen-
tation into national legislation.
Key words: Principle of good technical practice in plant pro-
tection, regulation in individual cases, base strategy
1 Einleitung
Die Formel „Gute fachliche Praxis“ findet sich zwischenzeitlich
in vielen Rechtsbereichen, z. B. im Energie-, Medizin- und Um-
weltrecht. Im landwirtschaftlichen Bereich hat diese Formel
auch Einzug gehalten. Unterschiedlich ist die Tiefe der rechtli-
chen Verbindlichkeit und ungeklärt sind auch Fragen, wie z. B.
Wirkung und Wirksamkeit dieses Instruments.
Es wird untersucht die Einbettung der guten fachlichen Praxis
im Pflanzenschutz im Gesamtrechtssystem Pflanzenschutz, die
dadurch gegebenen Handlungsinstrumente und die eventuell er-
forderliche höhere Rechtsverbindlichkeit.
2 Rechtsrahmen der guten fachlichen Praxis im
Pflanzenschutz
Die gute fachliche Praxis im Pflanzenschutz ist die Basis für
sachgerechtes Handeln im Pflanzenschutz und hat ihre rechtliche
Verankerung in §§ 2 a Abs. 1; 6 Abs. 1 PflSchG, Art. 3 Abs. 3 der
Richtlinie über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln
schreibt den Mitgliedsstaaten vor, dass im Rahmen der sach-
gemäßen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln die Grundsätze
der guten fachlichen Praxis beachtet werden müssen.
Die gute fachliche Praxis bei der Durchführung einer konkre-
ten Pflanzenschutzmaßnahme ist weder gesetzlich geregelt noch
schriftlich niedergelegt. Dies wäre auch nicht nur ein unverhält-
nismäßiger Aufwand, sondern entspräche auch nicht den tatsäch-
lichen Gegebenheiten, in denen der Pflanzenschutz stattfindet.
Pflanzenschutz findet in dynamischen biologischen Systemen
statt, die von einer Vielzahl von Variablen, wie z. B. Wetter, Kul-
turpflanzenarten oder -sorten, abhängig sind. Auch der unter-
schiedliche Wissensstand für die wechselseitige Beziehung der
Einfluss- und Wirkungsfaktoren darf nicht außer Acht gelassen
werden. Die gute fachliche Praxis im Pflanzenschutz ist daher
immer von der speziellen Situation vor Ort und grundsätzlich nur
im konkreten Einzelfall festzustellen. Die gute fachliche Praxis
im Pflanzenschutz ist die machbare und zumutbare Handlungs-
anforderung für den, der im Pflanzenschutz Maßnahmen durch-
führt. Sie umfasst sowohl die Entscheidung darüber, ob und die
Entscheidung darüber, wie Pflanzenschutzmaßnahmen durchge-
führt werden. Die gute fachliche Praxis bezieht auch die Hand-
lungsanforderungen mit ein, vorbeugende oder andere als che-
mische Maßnahmen zu nutzen, die gute fachliche Praxis ist da-
mit nicht nur die Anwendung von chemischen Pflanzenschutz-
mitteln.
Eine Konkretisierung der guten fachlichen Praxis im Pflan-
zenschutz bei Bekämpfungsmaßnahmen von Schadorganismen
im Sinne des § 2 Nr. 7 PflSchG ist auch nicht durch die
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1
Pflanzenschutzgesetz in der Fassung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I Seite
1971, 1527, 3512) zuletzt geändert durch Artikel 149 der Verordnung vom
25. November 2003 (BGBl. I Seite 2304).
2
Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehr-
bringen von Pflanzenschutzmitteln, ABl. L 230 v. 19. August 1991, S. 1 ff.,
zuletzt geändert durch Richtlinie 2005/34/EG der Kommission vom 17. Mai
2005, ABl. L 125 v. 18. Mai 2005, S. 5.
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EPPO-Standards zur guten Pflanzenschutzpraxis
3
erfolgt. We-
der die Prinzipien der guten fachlichen Praxis im Pflanzen-
schutz noch die mit den EPPO-Standards aufgestellten
Grundsätze der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz in
bestimmten Kulturen entfalten eine unmittelbare Rechtswir-
kung gegenüber dem, der Pflanzenschutzmaßnahmen durch-
führt. Diese Standards sind allenfalls Empfehlungen einer zwi-
schenstaatlichen Organisation, eine Bezugnahme durch das
Pflanzenschutzgesetz ist nicht erfolgt. Auch eine Anordnung
der zuständigen Behörde gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 PflSchG der-
gestalt, dass die EPPO-Standards gelten, dürfte keine Rechts-
wirkung bei konkreten Pflanzenschutzmaßnahmen entfalten.
Die Standards beinhalten generelle Prinzipien des Pflanzen-
schutzes und Basisstrategien für die Bekämpfung bestimmter
Krankheiten in bestimmten Kulturen, die situationsbezogene
Entscheidung muss der Praktiker vor Ort treffen. Die Stan-
dards können jedoch Entscheidungsbasis und Begründungs-
hilfe für Maßnahmen gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 PflSchG sein.
Die gute fachliche Praxis im Pflanzenschutz erfährt auch
grundsätzlich keine Einschränkungen in den Handlungsmöglich-
keiten durch die Vorgabe der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des
Rates über den ökologischen Landbau und die entsprechende
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Le-
bensmittel
4
oder durch die verschiedenen Qualitätssicherungssy-
steme
5
, denen sich Landwirte, Gärtner oder Förster durch eine
Zertifizierung oder Vertrag unterworfen haben. Der Landwirt,
der die Form der ökologischen Bewirtschaftung wählt, schränkt
seine Handlungsmöglichkeiten im Rahmen der guten fachlichen
Praxis des Pflanzenschutzes ein, er verzichtet beispielsweise auf
synthetisch hergestellte chemische Pflanzenschutzmittel.
Die Qualitätssicherung organisiert vor allem die stufenüber-
greifende Basisabsicherung durch regelmäßige Überprüfung der
Betriebe auf allen Stufen
6
. Die Qualitätssicherung geht zum Teil
über die gesetzlichen Anforderungen hinaus und schreibt insbe-
sondere die Dokumentation verpflichtend vor. Die Dokumenta-
tion ist aufgrund des Transparenzgebotes ein Wesenselement der
Qualitätssicherung. Die Qualitätssicherungssysteme beruhen auf
einem freiwilligen Zusammenschluss von Unternehmen und Be-
trieben und sind grundsätzlich offen für Teilnehmer aus anderen
Staaten. Die Basisstrategie der guten fachlichen Praxis im Pflan-
zenschutz wird folglich dadurch nicht verändert. Mit der be-
zweckten breiten Marktdurchdringung der Qualitätssicherungs-
systeme und der Harmonisierung der Qualitätsstandards könnten
sich jedoch zukünftig Veränderungen für die Basisstrategie der
guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz ergeben.
Die gute fachliche Praxis im Pflanzenschutz lässt auch die ge-
setzlich geregelten Bereiche im Pflanzenschutzgesetz und die
dazu ergangenen Rechtsverordnungen unberührt. Die Zulas-
sungspflicht für Pflanzenschutzmittel gem. § 15 ff. PflSchG, die
Listenpflicht für Pflanzenstärkungsmittel gem. § 31 ff. PflSchG,
die erforderliche Sachkunde des Anwenders von Pflanzen-
schutzmitteln gem. § 10 PflSchG oder das grundsätzliche Verbot
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Freilandflächen
gem. § 6 Abs. 2 PflSchG etc. ist durch die gute fachliche Praxis
im Pflanzenschutz unveränderbar. Auch behördliche Maßnah-
men zur Erfüllung der guten fachlichen Praxis gem. § 6 Abs. 1 S.
3 PflSchG können die gesetzlichen Vorgaben oder die Maßnah-
men aufgrund der gesetzlichen Vorgaben, wie z. B. die Pflan-
zenschutzmittelzulassung, nicht abändern.
Die gute fachliche Praxis im Pflanzenschutz lässt auch andere
gesetzlich geregelte Bereiche unberührt. Die den Futtermittel-
unternehmer ab 1. Januar 2006 treffende Dokumentationspflicht
über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln gem. Anhang I
Teil A II Abs. 2 a der Verordnung (EG) Nr. 183/2005
7
oder die
den Lebensmittelunternehmer, der Pflanzenerzeugnisse erzeugt
oder erntet, treffende Buchführungspflicht über die Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln gem. Anhang I Teil A III Nr. 9 a der
Verordnung (EG) Nr. 852/2004
8
verändert nicht die Basisstrate-
gie der guten fachlichen Praxis.
3 Rechtlicher Bezug der guten fachlichen Praxis im
Pflanzenschutz
Gemäß § 2a Abs. 1 S. 1 PflSchG darf der Pflanzenschutz nur
nach guter fachlicher Praxis durchgeführt werden. In § 2a Abs. 1
S. 2 PflSchG formuliert der Gesetzgeber die mit der guten fach-
lichen Praxis im Pflanzenschutz verfolgten vorrangigen Ziele.
Dieser Zielekatalog ist nicht abschließend, was das Wort „insbe-
sondere“ deutlich macht. Dies weist darauf hin, dass die gute
fachliche Praxis im Pflanzenschutz von ihren Schutzzielen her
entwicklungsoffen ist und durch neue gesellschaftliche oder
sonstige Anforderungen ergänzt werden kann. Neue Ziele sind
jedoch durch den Zweck des Pflanzenschutzgesetzes gem. § 1
PflSchG begrenzt.
Der Umfang der guten fachlichen Praxis wird von dem Ge-
setzgeber grundsätzlich nicht beschrieben. Gemäß § 2 a Abs. 1 S.
2 PflSchG macht der Gesetzgeber jedoch inhaltliche Vorgaben,
danach gehören zur guten fachlichen Praxis die Grundsätze des
integrierten Pflanzenschutzes und der Schutz des Grundwassers.
Konsequenterweise ist gem. § 6 Abs. 1 S. 2 PflSchG festgelegt,
dass Pflanzenschutzmittel nicht angewendet werden dürfen,
wenn damit zu rechnen ist, dass ihre Anwendung im Einzelfall
unter anderem schädliche Auswirkungen auf das Grundwasser
hat. Der Schutz des Grundwassers ist ein absolutes Schutzgut bei
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
9
. Der Gesetzgeber ruft
damit den Anwender von chemischen Pflanzenschutzmitteln auf,
von seiner Erfahrung und seinem Ausbildungshorizont her che-
mische Pflanzenschutzmittel nicht anzuwenden, wenn er mit
schädlichen Auswirkungen auf das Grundwasser rechnen muss.
Gleiches gilt auch, wenn der Anwender von seinem Ausbil-
dungs- und Erfahrungshorizont her mit Auswirkungen auf die
Gesundheit von Mensch und Tier oder auf den Naturhaushalt
rechnen muss. Dieser Schutz von Mensch und Tier sowie die Ge-
fahrenabwendung von dem Naturhaushalt ist nur als Ziel gem.
§ 2 a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 PflSchG aufgeführt. Dies ist nicht wider-
sprüchlich, da § 6 Abs. 1 S. 1 und 2 PflSchG auf die Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln im Einzelfall abhebt und ein Beach-
tungsgebot festlegt. § 2 a Abs. 1 PflSchG regelt die Durch-
führung des Pflanzenschutzes generell. § 2 a Abs. 1 S. 3 PflSchG
beschreibt hier bereits vom Wortlaut her nur einen Teilmengen-
inhalt der guten fachlichen Praxis. § 2 a Abs. 1 S. 2 PflSchG legt
die mit der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz verfolgten
wesentlichen Ziele fest. Ein Schritt zur weiteren Konkretisierung
der guten fachlichen Praxis ist durch die Bekanntmachung der
3
Vgl. EPPO-Standard „Principles of good plant protection practice“, EPPO
Bulletin 33, 87–89.
4
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 i. d. F. vom
12. August 2005, ABl. EG Nr. L 211 vom 13. August 2005, S. 11 f.
5
Vgl. z. B. EUREPGAP – Euro-Retailer Produce Working Group - Good
Agricultural Practise –, http: www.eurep.org (online am 24. 8. 2005).
6
Vgl. Lebensmittelqualität und Qualitätssicherungssystem, Schriftenreihe
des Dachverbandes der Agrar-, Forst-, Ernährungs-, Veterinär- und Umwelt-
forschung, DAVeV, Bd. 37, Frankfurt, 2003, S. 97 ff., 107.
7
Vgl. Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 8. Februar 2005, ABl. L Nr. 35 vom 8. Februar 2005, S. 1.
8
Vgl. Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004, ABl. Nr. L 139 vom 30. April 2004, L 226/3 ff.
9
Vgl. § 15 Abs. 1 Nr. 3 d PflSchG.
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Grundsätze für die Durchführung der guten fachlichen Praxis
vom 9. Februar 2005 erfolgt (Bek.)
10
.
4 Die Grundsätze für die Durchführung der guten
fachlichen Praxis im Pflanzenschutz
Mit der Bekanntmachung der Grundsätze für die Durchführung
der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz vom 9. Februar
2005 durch das Bundesministerium für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft wird die machbare und zumut-
bare Bandbreite der Handlungsanforderungen für den, der Pflan-
zenschutzmaßnahmen durchführen will, beschrieben. Da von
Grundsätzen die Rede ist, handelt es sich nur um einen beschrie-
benen prinzipiellen Handlungsrahmen, eine nicht verbindlich
festgelegte Pflicht. Von diesem Rahmen kann im Einzelfall ab-
gewichen werden, eine Sanktionsmöglichkeit besteht nicht.
Diese Grundsätze stehen auch unter dem Übermaßverbot. Der
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz kommt bereits in der Formulie-
rung der Grundsätze zum Ausdruck
11
. Grenzen ergeben sich bei
wirtschaftlicher oder technischer Unzumutbarkeit.
11 Grundsatzbereiche der guten fachlichen Praxis
12
sind neben
den Grundsätzen des integrierten Pflanzenschutzes
13
mit der Be-
kanntmachung identifiziert worden. Mit den Verhaltensregeln
sollen demjenigen, der Pflanzenschutzmaßnahmen durchführt,
ein Handlungsrahmen und ein Denkmuster an die Hand gegeben
werden. Teilweise sind die Verhaltensregeln als Befehl formu-
liert
14
. Das Verhalten desjenigen, der Pflanzenschutzmaßnahmen
durchführt, soll durch diese Standarisierung gesteuert werden,
wobei ein unterschiedlicher Grad der Steuerung bereits durch die
Wortwahl bezweckt ist
15
. Damit wird nicht ein verschiedener
Grad der Rechtsverbindlichkeit geschaffen, vielmehr nur die gra-
duelle Wichtigkeit im Gesamtbereich der guten fachlichen Pra-
xis im Pflanzenschutz hervorgehoben. Andererseits stößt auch
die Standardisierung der Grundsätze für die Durchführung der
guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz an Grenzen, weil das
Verhalten des Anwenders bei Pflanzenschutzmaßnahmen ein
komplexes Resultat zwischen Individuum und Situation ist. Fol-
gerichtig werden bei den Grundsätzen auch vielfach so genannte
unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet
16
.
Die Bekanntmachung der Grundsätze für die Durchführung
der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz ist eine Äußerung
des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit unter Beteili-
gung der Länder gem. § 2 a Abs. 2 PflSchG. Aufbauend auf diese
Äußerung, auf die amtliche Beratung, die gesetzlichen Vor-
schriften und administrativen Entscheidungen soll die konkrete
Pflanzenschutzmaßnahme entschieden und durchgeführt wer-
den. Diese Äußerung ist nicht in ein ausgeklügeltes System von
Anreizen und Sanktionen zur Sicherstellung des gewünschten
Verhaltens eingebettet
17
. Die Wirkung der Bekanntmachung wird
erst konkretisiert durch die Beratung oder das Wissen und Kön-
nen desjenigen, der Pflanzenschutzmaßnahmen durchführt. Die
Bekanntmachung ist hierfür eine Orientierungshilfe. Eine Kon-
kretisierung würde auch die Entwicklungsdynamik der guten
fachlichen Praxis im Pflanzenschutz in Frage stellen. Die Be-
kanntmachung der Grundsätze für die Durchführung der guten
fachlichen Praxis im Pflanzenschutz soll eine verhaltenssteu-
ernde Wirkung entfalten.
5 Bedürfen die Grundsätze der guten fachlichen
Praxis einer anderen Rechtsverbindlichkeit?
Die Grundsätze der guten fachlichen Praxis sollen individuelles
Verhalten bei der Durchführung des Pflanzenschutzes steuern
und legen deshalb Orientierungsmaßstäbe fest. Soweit die
Grundsätze der guten fachlichen Praxis Befehle formulieren
18
,
haben sie nur appellativen Charakter. Daran ändert sich auch
nichts, wenn die Dokumentationspflicht in Verordnungen der EG
gesetzlich verpflichtend ist
19
.
Während sich die Technik- oder Produktsteuerung auf den klar
abgegrenzten Gegenstand, wie z. B. Pflanzenschutzgeräte, oder
ein Produkt, wie z. B. Pflanzenschutzmittel, bezieht, stellt sich
die Ausgangslage in Bezug auf Verhalten als Steuerungsobjekt
weitaus schwieriger dar. Verhalten als komplexes Resultat vieler
Wirkungen zwischen Individuum und Situation ist vielfach un-
bestimmbar und nicht auf dem Weg linearer Wirkungsmodelle zu
erfassen und zu beeinflussen. Der Versuch der Standardisierung
von Verhalten im Einzelfall wird in vielen Bereichen an Grenzen
stoßen.
Mit der Bekanntmachung der Grundsätze der guten fachlichen
Praxis wird folglich eine Anregung zur adäquaten Selbststeue-
rung festgelegt, weil wegen der Komplexizität der Durchführung
des Pflanzenschutzes die Steuerung sehr schwierig und unmög-
lich erscheint. Ist diese Wirkung ausreichend?
● Diese Regelung wird der Komplexizität und Dynamik von der
Wissenschaft und Technik und dessen Transfer in die Praxis
am ehesten gerecht. Es ist damit nicht auszuschließen, dass
Vorschriften im Zeitpunkt ihres Erlasses bereits veraltet oder
inadäquat sind.
● Die verfolgten Ziele sind weitestgehend von den Adressaten,
die Pflanzenschutzmaßnahmen durchführen, akzeptiert.
Menschen handeln aus einer Mischung aus Kosten-Nutzen-
Denken (instrumentelle egoistische Ziel-Mittel-Rationalität),
Konformität, Gefühlen und normativer Vernunft, also auch
aus begründeten Überzeugungen für die normative Richtig-
keit einer Handlung und ihrer Ziele
20
.
Eine geringe Regelungsdichte funktioniert folglich nur dann,
wenn die verfolgten Steuerungsziele ohnehin vom Eigennut-
zen der Adressaten umfasst sind oder wenn sie diesen Zielen
emotional zustimmen, wenn ein gesellschaftlicher Konfor-
mitätsdruck besteht oder wenn sie eine echte moralische
10
Vgl. Bekanntmachung der Grundsätze für die Durchführung der guten
fachlichen Praxis vom 9. Februar 2005 (Bundesanzeiger Nr. 58 a vom
24. März 2005).
11
Vgl. z. B. Bek., Nr. 4 und dort: „Bewährte kulturtechnische und andere
nichtchemische Maßnahmen… vorrangig nutzen, sofern sie praktikabel
sind.“
12
Vgl. Bek. und ab 4. Allgemeine Grundsätze.
13
Vgl. Bek. und dort integrierter Pflanzenschutz mit 5 Grundsätzen.
14
Vgl. z. B. Bek. und dort unter Nr. 5: Fest sind vorzugsweise solche Sorten
und Herkünfte auszuwählen…
15
Bek. und dort Nr. 5: Anbausysteme von Kulturarten und Fruchtfolgen soll-
ten…
16
Vgl. Bek. und dort Nr. 13: Restbrühen und Reinigungsflüssigkeiten sollen
in geeigneter Verdünnung…
17
Vgl. gute fachliche Praxis – zur Standardisierung von Verhalten, Werk-
stattgespräch am 24. 6. 2004 an der Universität Lüneburg, NuR 2004, S. 642.
18
Vgl. z. B. Bek. und dort Nr. 10 „Die betriebliche Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln ist zeitnah und transparent zu dokumentieren“.
19
Vgl. z. B. Anhang I Teil a III Nr. 9a der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des
Europäischen Parlaments des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittel-
hygiene, AL 139 vom 30. April 2004, L 226/3 ff.
20
Instrumentelle Rationalität beinhaltet die Nachfrage nach geeigneten Mit-
teln zur Realisierung eigener Ziele. Normative Vernunft bedeutet, dass die
Ziele selbst für begründet und im unparteiischen Sinne für gerecht gehalten
werden. Vgl. auch dazu EKARDT, Information,
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Überzeugung von der Zielrichtigkeit haben. Da der Eigennut-
zen meist der stärkste Handlungsantrieb ist, werden sich Kon-
formität, Gefühl oder normative Rationalität nur gegen einen
starken gegenläufigen Eigennutzen behaupten können, wenn
sie ihrerseits stark ausgeprägt sind.
Die Ziele der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz
sind ein bestimmungsgemäßer und sachgerechter Pflanzen-
schutz, die Berücksichtigung des vorbeugenden Verbrau-
cherschutzes und des Schutzes des Naturhaushaltes und die
Begrenzung der Anwendung chemischer Pflanzenschutz-
mittel auf das notwendige Maß. Diese Ziele sind insbeson-
dere vom Eigennutzen desjenigen, der Pflanzenschutzmaß-
nahmen durchführt, umfasst. Die Produktion von Pflanzen
und Pflanzenerzeugnissen im Rahmen der zulässigen Rück-
standshöchstmenge von Pflanzenschutzmitteln gem. der
Rückstandshöchstmengenverordnung
21
, die Beachtung der
Anwendungsbestimmungen und Auflagen zum Schutz des
Naturhaushaltes und der Bodenfruchtbarkeit bei der An-
wendung von chemischen Pflanzenschutzmitteln und der
Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln, soweit öko-
nomisch erforderlich, sind die Triebkräfte des Landwirtes
und Gärtners. Der erforderliche Sachkundenachweis gem.
§ 1 Pflanzenschutzsachkundeverordnung gewährleistet zu-
dem, dass bei der konkreten Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln keine vermeidbaren schädlichen Auswirkun-
gen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder den Na-
turhaushalt auftreten
22
.
● Gemäß § 6 Abs. 1 Satz 3 PflSchG können auch Maßnahmen
von dem zuständigen amtlichen Dienst angeordnet werden,
wenn nicht nach guter fachlicher Praxis verfahren wird. Die
zuständige Behörde kann zur Sicherung der guten fachlichen
Praxis im Pflanzenschutz gem. § 35 Verwaltungsverfahrens-
gesetz
23
eine Entscheidung im Einzelfall treffen oder Allge-
meinverfügungen anordnen. Allgemeinverfügungen sind ins-
besondere Verwaltungsakte, die sich an einen nach allgemei-
nen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personen-
kreis richten
24
.
● Der amtliche Dienst kann deshalb beispielsweise für be-
stimmte Landwirte oder für bestimmte Kulturen die Art und
den Umfang der Dokumentationspflicht verpflichtend festle-
gen, um den Fehlgebrauch von Pflanzenschutzmitteln zu ver-
mindern. Die Aufzeichnungen können jedoch nicht von dem
amtlichen Dienst eingesehen noch kann ein Einsichtsrecht
gem. § 6 Abs. 1 Satz 3 PflSchG angeordnet werden. Ein Ein-
sichtsrecht kann nur im Rahmen der Verfolgung einer Ord-
nungswidrigkeit, wie z. B. der Anwendung eines nicht zuge-
lassenen Pflanzenschutzmittels gem. § 40 Abs. 1 Nr. 6
PflSchG, durch richterlichen Beschluss der Beschlagnahme
der Aufzeichnung gem. § 46 Abs. 1 und 2 OwiG
25
in Verbin-
dung mit § 98 Abs. 1 StPO
26
erzwungen werden. Bei Gefahr
im Verzug kann auch der amtliche Dienst oder die Polizei
gem. § 53 Abs. 2 OwiG die Anordnung der Beschlagnahme
treffen. Es ist hierbei aber der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten, eine Beschlagnahme ist nur in engen
Grenzen möglich
27
.
Der Gesetzgeber hat folglich nicht nur auf die alleinige ver-
haltenssteuernde Wirkung durch die Bekanntmachung der
Grundsätze der guten fachlichen Praxis gesetzt, er hat dem zu-
ständigen amtlichen Dienst auch zur Durchsetzung der guten
fachlichen Praxis eine Ermächtigung darüber eingeräumt,
Maßnahmen im Einzelfall oder in Form einer Allgemeinver-
fügung zur Erfüllung der Anforderung der guten fachlichen
Praxis zu treffen. Ein Verstoß gegen eine vollziehbare Anord-
nung gem. § 6 Abs. 1 Satz 3 PflSchG ist bußgeldbewehrt
28
.
Mit der Bekanntmachung der Grundsätze der guten fachlichen
Praxis im Pflanzenschutz liegt folglich kein Defizit in der
Rechtsverbindlichkeit vor, da einerseits die Ziele bereits vom Ei-
gennutzen getragen werden und andererseits im Einzelfall oder
durch Allgemeinverfügung die gute fachliche Praxis im Pflan-
zenschutz von dem zuständigen amtlichen Dienst durchgesetzt
werden kann.
Auf der konzeptionellen Frage, etwa ob die Bekanntmachung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis ein antizipiertes
Sachverständigengutachten darstellt, braucht nicht näher einge-
gangen zu werden. Diese Wirkung ist abhängig von dem zur Ent-
scheidung anstehenden Streitfall vor dem Zivil- oder Verwal-
tungsgericht und ist allenfalls eine retrospektive Wirkung.
6 Schlussbemerkung
Die Bekanntmachung der Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis ist das Bindeglied zwischen Pflanzenschutzgesetz, den dazu
ergangenen Rechtsverordnungen und behördlichen Maßnahmen
einerseits und der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz im
Einzelfall andererseits. Die Bekanntmachung mit ihrem Orien-
tierungsrahmen und appellativen Charakter zur Selbststeuerung
der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz kann auch durch
die zuständige Behörde gem. § 6 Abs. 1 Satz 3 PflSchG vollzo-
gen werden. Solange keine weitergehenden europäischen Rege-
lungen zu diesem Rechtsbereich bestehen, sind die veröffent-
lichten Grundsätze der guten fachlichen Praxis ein wirkungsvol-
les Instrument im Kontext mit den anderen pflanzenschutzrecht-
lichen Regelungen.
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